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Sachverhalt und Antrãge 

Die am 23. September 1983 mit deutschen Prioritäten vain 
7. Oktober und 4. November 1982 eingereichte europäische 
Patentanmeldung 83 109 472.7 (Veröffentlichungsnummer 
108 232) wurde von der Prufungsabteilung 016 mit Entschei-
dung vom 15. Juni 1987 auf der Grundlage von vier Patent-
ansprüchen zuruckgewiesen, von denen der einzige unab-
hängige Anspruch 1, wie folgt, lautet: 

"Verfahren zur Herstellung von Metallen oder Metallegie-
rungen durch Schmelzreduktion von Erz oder Erzgemischen 
mit Hilfe von Kohie und/oder ProzeBgas in einem 
ReaktionsgefäJ, wie einem Konverter oder Schachtofen, 
dadurch gekennzeichnet, daB die zur Reduktion des Erzes 
benötigte Kohie bzw. das Reduktionsgas mit Sauerstoff in 
eine im Reaktionsgefäl3 erzeugte flUssige Erzsäule 
eingebracht wird und zwar in einer soichen Hähe oberhaib 
des sich urn Reaktionsgefãl3 bildenden Metallschmelzbades, 
daB die reduzierten nach unten absinkenden Metalltropfen 
kohienstof farm in das Metallschmelzbad gelangen, wobei das 
Erz bis zu einer soichen Höhe im Reaktionsgefäl3 oberhalb 
der Einbringstelle für Kohienstoff und Sauerstoff 
verflüssigt wird, daB Kohienstoff nur vollständig 
oxidiert, d.h. als CO2 aus dem Reaktionsgefäi3 entweicht." 

Die Zurückweisung erfolgte ira Hinblick auf Artikel 83, 84 
und Regel 27 (1) f) EPU wegen mangeinder Kiarheit und Un-
zureichender Of fenbarung. Wichtige Parameter (die Höhe der 
Einbringstelle und die Höhe der Flüssigerzsäule) des bean-
spruchten Verfahrens seien nicht durch echte Verfahrens-
merkmnale definiert, sondern durch das gewunschte Ergebnis. 
Der Fachmann känne 	die beanstandeten Parameter 
bei der Vielzahl in Betracht kommender, sehr unterschied-
licher ReaktionsgefäBe auch nicht durch wenige Versuche 
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leicht 	ermittein. Dies gelte umso mehr, als kein Aus- 

führungsbeispiel angegeben wurde. Weiterhin könne der 

Fachmann der Schentazeichnung die wesentlichen Merkinale des 

Verfahrens nicht entnehmen. 

Gegen die Entscheidung der Prüfungsabteilung hat die An-

melderin am 5. August 1987 unter gleichzeitiger Zahiung 

der vorgeschriebenen Gebühr Beschwerde erhoben und diese 

am 2. Oktober 1987, etwa wie folgt, begrundet: Der An-

spruch gebe dent Fachmann eine klare Lehre zum technischen 

Handein; nach wenigen Versuche könne er durch Feststel-

lung der mm Anspruch 1 gegebenen Parameter das erf in-

dungsgemäBe Verfahren verwirki ichen. 

Die Anmelderin beantragt, die angefochtene Entscheidung 

aufzuheben und ein Patent auf der Grundlage der ursprüng-

lichen Unterlagen zu erteilen. 

EntscheidungsgrUnde 

Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 big 108 sowie 

Regel 64 EPU; sie ist daher zulãssig. 

Die Anmeldung betrif ft ein Verfahren zur Herstellung von 

Metallen oder Metallegierungen durch Schmelzreduktion von 

Erz oder Erzgemischen mit Hilfe von Kohle und/oder ProzeB-

gas in einem ReaktionsgefäB, wie einem Konverter oder 

Schachtofen. Kennzeichnende VerfahrensmaBnahmen sind: 

a) 	die zur Reduktion des Erzes benätigte Kohle bzw. das 

Reduktionsgas wird mit Sauerstoff in die in einem 

ReaktionsgefäB erzeugte flUssige Erzsäule einge-

bracht, 
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3  T389/87 

das Einbringen erfolgt dabei in einer soichen Hähe 
oberhaib des sich im Reaktionsgefäi3 bildenden Metall-
schinelzbades, daB die reduziert nach unten absinken-
den Metalltropfen kohlenstof farm in das Metall-
schmelzbad gelangen; 

das Erz wird bis zu einer soichen Hähe liii Reaktions-
gefäB oberhaib der Einbringstelle für Kohienstoff und 
Sauerstoff verflüssigt, daB Kohienstoff nur you-

ständig oxidiert, d.h. als CO2, aus dem Reaktions-
gefäi3 entweicht. 

3.  In der Entscheidung T 68/85, "Synergistische Herbizide/ 
Ciba-Geigy", AB1 EPA 1987, 228, hat die Kammer bereits 
entschieden, daB funktionelle Merkinale, die em 
technisches Ergebnis definieren, im Patentanspruch dann 
zulässig sind, wenn diese Merkmale 

ohne Einschränkung der erfinderischen Lehre anders 
nicht objektiv präziser uxnschrieben werden können und 

dem Fachinann eine ausreichend kiare technische Lehre 
of fenbaren, die er mit zumutbarein Denkaufwand - wozu auch 
die Durchführung üblicher Versuche gehört - ausführen 
kann. 

Nach Auffassung der Kammer sind diese zwei Bedingungen in 
der Streitannieldung erfüllt. 

3.1. Merkmal b) (Höhe der Einbringstelle von Kohie und Sauer-
stoff) und Merkmal C) (Höhe der Flüssigerzsâule) sind von 
wesentlicher Bedeutung bei dem erfindungsgemäBen Ver-
fahren. Nerkmal b) dient dazu, daB einerseits das Metall 
môglichst kohlenstoffarm in das Metallschmelzbad gelangt 
und andererseits kein Kohienstoff in die Metallschmelze 
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eingebracht wird. Zweck des Merkmals C) 1st die Volloxy-

dierung der eingebrachten Kohie. Diese beiden Parameter 

sind durch das zu erreichende Ergebnis definiert, weil es 

wegen der unterschiedlichen GefãBabmessungen und GefäJ3-

formen nicht mâglich ist, die beiden Höhen, die ja von den 

Abmessungen der jeweiligen Reaktionsgefäl3e abhängig sind, 

konkreter, d.h. z.B. zahlenmäBig anzugeben. Es ist für die 

Kanuner nicht ersichtlich, wie diese Höhen ohne Einschrän-

kung der erfinderischen Lehre prãziser als geschehen anzu-

geben wären. Die Unmöglichkeit einer konkreten Feststel-

lung der beiden Hãhen 1st kein Anzeichen einer Undeutlich-

keit, sondern zeigt im Gegenteil die Notwendigkeit einer 

funktionellen Formulierung. 

3.2. 	Der Fachmann kann die erfinderische Lehre auch mit zumut- 

barem Aufwand ausführen. In ihrer Bescheidserwiderung vom 

23. Oktober 1986 (vgl. Seite 3, 2. und 3. Absatz) hat die 

Anmelderin zurecht geltend geinacht, daB die beiden maBgeb- 

lichen Parameter sich durch wenige Versuche leicht 
ermittein lassen: 

3.2.1. Nach ailgemeinem Fachwissen 1st Kohienstoff in vielen 

Metallen, z.B. in Eisen, löslich, so daB er, soweit er 

nach dem Einbringen nicht bei der Reduktion des oxidischen 

Erzes und durch seiner Oxidation mit dem ebenfalls einge- 

brachten Sauerstoff verbraucht wird, mit der Metall-

schmelze in das Schznelzbad gelangt. Nach dem einleuchten-

den Vortrag der fachmánnischen Beschwerdeführerin (Eingabe 

vom 23. Oktober 1986, Seite 2 Absatz 2) laSt sich auf 

Grund dieses Wissens die genaue Hähe der Einbringstelle am 
jeweiligen ReaktionsgefãB ermitteln, indem der Kohien-

stoffgehalt des Metallschmelzbades gemessen wird; 1st er 

zu hoch, vergrôBert man die Hóhe der Einbringstelle. Diese 

Höhenlage inuS übrigens für jedes ReaktionsgefãS nur einmal 

bestimmt werden. 1st sie einmal erntittelt, so bleibt sie 

bei jedem gleichartigen Gefàfi konstant. 
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3.2.2. Ebenso einfach ist es hinsichtlich der VerfahrensmaBnahme 

c). Es ist nämlch ebenfalls aligemeines Fachwissen, daB 

eingebrachter Kohienstoff und Sauerstóff zunàchst mit-

einander unter Bildung von Kohienmonoxid (CO) reagiert 

das danndas oxidische Erz reduziert und dabei seinerseits 

zu Kohiendioxid (CO2) weiteroxidiert wird. Es hängt somit 

von der Hóhe der Erzaufschüttung oberhaib der Einbrin-

gungsstelle ab, ob und wie weit das Abgas noch Co enthält. 

Der Vortrag der fachmännischen Beschwerdeführerin über-

zeugt daher, daB sich die Höhe der Erzaufschüttung durch 

Vergr6l3erung bzw. Verringerung der Nachchargierung leicht 

variieren, und die erforderliche Mininialhöhe sich durch 

Messen des CO- bzw. CO2-Gehalts des Abgases erndtteln 

lãBt. Die dazu nötlgen MeBgeräte sind ohnehin schon aus 

Uberwachungsgründen vorhanden. Stelit man also durch 

Messen der Zusanunensetzung des Abgases fest, daB darin CO 

enthalten ist, so vergr6l3ert man die Höhe der Erzauf-

schUttung, bis kein CO mehr festgestellt wird. Auch diese 

Untersuchung braucht für jedes Reaktionsgefä8 nur einmal 

vorgenonunen zu werden und liegt dann für alle gleich 

geniessenen groBen GefäBe fest (vgl. hierzu Eingabe vom 

23. Oktober 1986, Seite 2, Absatz 3). 

3.3. 	Soniit ist den Erfordernissen des Artikels 84 EPU Genüge 

getan. 

Des weiteren ist gemäB Artikel 83 EPU die Erfindung in der 

europäischen Patentanineldung so deutlich und vollständig 

zu of fenbaren, daB ein Fachmann sie ausführen kann. Nach 

Uberzeugung der Kaimner steilt die Erfindungsdefinition des 

Anspruchs 1 in Verbindung mit den Ausführungen von 

Seite 3, Zeile 16, bis Seite 4, Zeile 16, der Beschreibung 

eine soiche dem Artikel 83 EPU genUgende Of fenbarung dar. 

Zu prüfen bleibt, ob die Streitannieldung auch den 

Erfordernissen der Regel 27 (1) (f) EPU entspricht. 
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5.1. 	Nach Regel 27 (1) (f), erster Halbsatz 1st in der Be- 

schreibung wenigstens ein Weg zur AusfUhrung der bean-

spruchten Erfindung im einzeinen anzugeben; wo es ange-

bracht 1st, soil dies gemä8 Regel 27 (1) (f) zweiter Haib-

satz, durch Beispiele und gegebenenfails unter Bezugnahme 

auf Zeichnungen geschehen. 

	

5.2. 	Die vorliegende Beschreibung erläutert nun, wenn auch in 

abgekürzter Form, einen soichen Weg, nämlich die 

Herstellung von Elsen; vgl. Seite 5, Zeilen 23 bis 25, in 

Verbindung mit der Zeichnung, insbesondere auch den dort 

wiedergegebenen Reaktionsgleichungen. 

	

5.3. 	Ein regelrechtes Ausführungsbeispiel 1st freilich in der 

Beschreibung nicht enthalten. Ein soiches wird jedoch von 

Regel 27 (1) (f) nur gefordert, "wo es angebracht 1st". 

Zudem laSt Regel 27 (2) EPU eine von Regel 27 (1) 

abweichende Form zu, u.a. dann, wenn dies zu einer 

knapperen Darstellung führt. Ein soicher Fall liegt hier 

nach Auffassung der Kammer vor, weil die einfache Natur 

der Erfindung auch ohne ausführlichere Erläuterungen deren 

voilkonunenes Verständnis gestattet. Die Kanuner sieht daher 

die Erfordernisse von Artikel 27 (1) (f) EPU als erfüllt 

an. 

	

5.4. 	Die Rechtsiage in der vorliegenden Anmeldung 1st nicht mit 

derjenigen zu vergleichen, die der von der Prüfungsabtei-

lung angezogenen Entscheidung T 134/82 (nicht veröffent-

licht) zugrundelag. Nach Ansicht der dort entscheidenden 

Kammer war eine beantragte Korrektur des einzigen Bei-

spiels im Hinblick auf Regel 88 und Artikel 123 (2) EPU 

nicht zulãssig; ais einzige Möglichkeit verblieb die 

Streichung des Beispiels; und nach einer soichen verstieB 

die Beschreibung nicht nur gegen Regel 27 (1) (f), sondern 
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auch gegen Art. 83 EPU. mi vorliegenden Falle ist jedoch 

von einem VerstoB gegen Art. 83 EPU keine Rede (vgl. 
Abschnitt 4 vorliegender Entscheidung); somit ergeben sich 
andere Schlul3folgerungen. 

	

6. 	Hinsichtlich der inateriellen Patenterfordernisse hat sich 
die Vorinstanz bisher mit der Auswahl des nach ihrer An-
sicht relevantesten unter den recherchierten Dokumenten 
und einigen aligemeinen Feststellungen hierzu begnUgt 
(Prufungsbescheid vom 23. August 1985), ohne daB es zu 

einer Erniittlung der demgegenUber objektiv bestehenden 
technischen Aufgabe, der erfindungsgemäB tatsächlich 
erfolgten Aufgabenlösung sowie einer abschlieBenden 
Beurteilung von Neuheit und erfinderischer Tätigkeit 
gekommen ist (vgl. auch die Bescheide vom 14. Juli 1986, 

Punkt 3, und vom 27. Màrz 1987, Punkt 2). Es ist soinit 
noch keine vollständige Prüfung erfolgt. Die Kammer macht 
daher von der ihr nach Artikel 111 (1) EPU eingeräumten 
Möglichkeit Gebrauch, die Sache zur weiteren Prüfung an 
die Vorinstanz zurückzuverweisen. 

Entscheidungsformel 

	

1. 	Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Die Sache wird zur weiteren Sachprüfung an die 
Prufungsabteilung zurückverwiesen. 

Der Geschäftsstellenbeamte: 	 Der Vorsitzende: 
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